
12

Russland

Energie- und
Außenpolitik

von Roland Götz

 Seit der „Gaskrise“
Anfang 2006 wird Russland

vorgeworfen, Gas als
politisches Druckmittel

einzusetzen und
eine Energiepolitik zu

betreiben, die den
russischen Einfluss in der

GUS sicherstellen soll.
Lieferunterbrechungen

und andere
„Zwischenfälle“ sind

jedoch nicht nur als
politisch zu interpretieren,

denn die russischen
Energiemultis verfolgen

mittlerweile eigene Ziele,
für die sie sich freilich

Rückendeckung im Kreml
verschaffen. 
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Wahrnehmungen der
russischen Energiepolitik

In den Ölkrisen der Siebziger Jahre war den
westlichen Industrieländern ihre Abhän-

gigkeit von Energieimporten und die Macht
der OPEC vor Augen geführt worden.
Parallel dazu entstand eine Kontroverse um
die Handelsbeziehungen westlicher Länder
zur Sowjetunion, insbesondere eine mögli-
che Gefährdung Europas durch zu große
Abhängigkeit von Erdöl- und Erdgasimpor-
ten aus der UdSSR. Damals setzten sich
Frankreich und Deutschland gegen den
Widerstand der USA durch, weil sie in der
Sowjetunion einen verlässlichen Handels-
partner sahen, mit dem man ins Geschäft
kommen wollte. Dreißig Jahre später, nach-
dem der Nahe Osten erneut zum Krisenzen-
trum der Welt geworden ist und gleichzei-
tig Putins Russland mit Argwohn betrach-
tet wird, leben ähnliche Diskussionen er-
neut auf. Während in den letzten Jahrzehn-
ten der Sowjetunion diese auf dem Ener-
giegebiet als verlässliche Alternative zum
unruhigen Nahen Osten betrachtet worden
war, wird ihr Nachfolger Russland heute
selbst als Energiesicherheitsproblem (und
nicht mehr als dessen Lösung) gesehen.

Der Umschwung in der Beurteilung
Russlands wurde, vor allem in den USA,
durch die Verhaftung Michail Chodorkows-
kijs ausgelöst. Neue Nahrung erhielt die
Diskussion anlässlich der ukrainisch-rus-
sischen „Gaskrise“ am Jahresanfang 2006.1
Russlands Agieren wurde in den Medien
überwiegend als rein politisch motiviert und
als „Bestrafung“ der Ukraine für die „oran-
gene Revolution“ interpretiert. Während
europäische Politiker ihre Besorgnis zurück-
haltend äußerten, kritisierten VertreterInnen
der amerikanischen Administration wie
Außenministerin Condoleezza Rice, der Di-
rektor der US-amerikanischen Nachrichten-
dienste John Negroponte sowie US-Vize-
präsident Dick Cheney den Kreml, dem man
die Alleinschuld am ukrainisch-russischen

Gasstreit zumaß, in aller Schärfe. Das Wort
von den russischen Energielieferungen
bzw. russischem Erdgas als „Waffe“ kam in
Umlauf.

Mit der Befürchtung, Russland könne
seine Energieressourcen als außenpoliti-
sches Druckmittel einsetzen, werden zwei
im Westen weit verbreitete Ängste ange-
sprochen und verknüpft: die gefährdete En-
ergiesicherheit und die Bedrohung durch
Russland. Beide Perzeptionen verstärken
sich gegenseitig, wobei vorschnell von an-
geblich zweifelsfreien Tatsachen ausgegan-
gen wird, die in Wirklichkeit aber höchst
problematische Behauptungen darstellen.
Das Bedrohungsgefühl wird vielfach durch
eine „vage, aber dramatische Schilderung
von Szenarien“ angestachelt.2 Die zuge-
spitzten Aussagen aus den Reihen der Po-
litik reflektieren durchaus die Besorgnis der
Öffentlichkeit im Westen um die Sicherheit
der Energieversorgung und spiegeln gleich-
zeitig das ohnehin gespannte amerikanisch-
russische Verhältnis wieder. Sie können je-
doch ebenso wenig wie die unzähligen
Medienkommentare zu dem Thema die
dabei unterstellte Natur der Energiebezie-
hungen Russlands zu seinen europäischen
Nachbarn und zu den GUS-Staaten bewei-
sen. Gegen eine einseitige Interpretation
dieses Verhältnisses sprechen bereits fol-
gende Gesichtspunkte:

In der Regel wird das Problem der Ener-
gieversorgung Europas durch Russland
oder andere Länder (wobei sich die Diskus-
sion in der Regel nur auf Erdgas bezieht)
vereinfacht als Verhältnis von „unzuverläs-
sigen Produzenten“ zu „verwundbaren Ver-
brauchern“ wahrgenommen. Dabei wird
übersehen, dass es spiegelbildlich zum En-
ergieversorgungsproblem der Abnehmer-
staaten auch ein Energieabsatzproblem der
Energieproduzenten gibt. Für Russland
etwa ist auf absehbare Zeit der Export von
Energieträgern, die über die Hälfte seiner
Exporte ausmachen, Grundlage seiner Wirt-
schaftsentwicklung und deren Dynamik.
Zwar ist Russlands Wirtschaftsstruktur
komplexer als die einiger reiner Rohstoffex-
portländer, doch sind die russischen Er-
zeugnisse, mit Ausnahme der Rohstoffe,
außerhalb der GUS nicht konkurrenzfähig.
Das Wachstum der russischen Wirtschaft
wird, wie die Entwicklung nach 1999 deut-
lich zeigte, durch den Verkauf von Erdöl und
Erdgas an das Ausland gesteuert.3 Berück-
sichtigt man die numerischen Relationen
der Importe und Exporte und bezieht man
die auf Europa ausgerichtete Transport-
infrastruktur Russlands ein, ist Russland
auf den europäischen Markt als Abnehmer
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zumindest ebenso angewiesen wie Europa
auf Russland als Energielieferanten. Diese
gegenseitige Abhängigkeit muss freilich
nicht für das Verhältnis Russlands zu ein-
zelnen europäischen Ländern und GUS-
Staaten gelten.

Erliegen kam. Dahinter wurden einerseits
politische Motive vermutet (Lettlands Un-
terstützung der amerikanischen Position
zum Irak), aber auch die Bemühung des rus-
sischen Pipelinemonopolisten, bei der Pri-
vatisierung des lettischen Ölverladeunter-
nehmens Ventspils Nafta Mehrheitseigen-
tümer zu werden.

Am 31. 8. 2006 wurde der nach Litauen
verlaufende Leitungsstrang der Druschba-
Pipeline stillgelegt, weil auf russischem
Gebiet (bei Brjansk) Lecks aufgetreten wa-
ren. Dadurch erhielt die litauische Raffine-
rie Mazeikiu Nafta kein Öl mehr. Zwar kann
sie über das Ostseeterminal Butinge ver-
sorgt werden, doch nur zu erhöhten Kos-
ten. Obwohl die technischen Ursachen –
die 40 Jahre alte Druschba-Pipeline gilt als
reparaturbedürftig – unbestreitbar sind, hat
der Vorfall den Verdacht genährt, Russland
wolle auf Litauen Druck ausüben. Es geht
hierbei um den Verkauf der Raffinerie Ma-
zeikiu an die polnische PKN Orlen, die zum

Vermögen der liquidierten Jukos-Gesell-
schaft gehört, an der auch die russische
Rosneft interessiert ist.4

Es ist angesichts der Verteilung der wirt-
schaftlichen Kräfte äußerst unwahrschein-
lich, dass von russischer Seite auf die gro-
ßen EU-Staaten jemals Druck durch Liefer-
beschränkungen oder einen Lieferstopp aus-
geübt werden wird. Eher besteht die Mög-
lichkeit von Preisabsprachen auf dem von
wenigen Anbietern gekennzeichneten Gas-
markt Europas. Zu den zukünftig größten
Gaslieferanten für Gesamteuropa werden
Russland, Algerien, Turkmenistan, Katar
und Iran gehören. Bislang verfolgen die Gas-
gesellschaften dieser Länder keine
aufeinander abgestimmte Preis- und Men-
genpolitik. Seit Putin 2002 die Idee einer
„Gas-OPEC“ lancierte, wird darüber disku-
tiert, ob es Gasprom bzw. Russland gelin-
gen könnte, durch ein Kartell der großen
Gasproduzenten auf den europäischen Gas-
markt Einfluss zu nehmen.5 Nachdem Putins

Vorstoß, der nur vom kasachi-
schen Präsidenten Nasarbajew
unterstützt worden war,
zunächst keine Resonanz ge-
funden hat, scheint sich 2006
eine Entwicklung in diese Rich-
tung anzudeuten. Gasprom
und die algerische Sonatrach
kündigten im August 2006 eine
weit reichende Zusammenar-
beit an. Hauptgegenstand dürf-
te die Nutzung der algerischen
Erfahrungen mit Flüssiggas
sein, die Gasprom bei seinen
Plänen für Flüssiggaserzeu-
gung in der Barentssee und auf
Jamal benötigt. Außerdem liegt
es im Interesse beider Gesell-
schaften, ihre Märkte beim
Flüssiggasgeschäft mit den
USA abzustecken. Eine umfas-
sende russisch-algerische Gas-
allianz bedeutet diese Verein-
barung wohl aber noch nicht.

Russlands
Energie-

beziehungen zu
den GUS-Staaten

Im Zusammenhang mit den
„Bunten Revolutionen“ und

den Versuchen des Kremls,
seinen Einfluss im GUS-Raum
zu bewahren, stellen sich im
Zusammenhang mit russi-
schen Energielieferungen wei-
tere Fragen:

Das Thema Energie
in den Beziehungen
zu den EU-Staaten

Seit den siebziger Jahren verläuft die Be-
lieferung der westeuropäischen Staaten

mit russischem Erdöl und Erdgas störungs-
frei, wenn man von kurzzeitigen Lieferun-
terbrechungen beim Erdgastransit durch
Belarus und die Ukraine absieht, auf die wir
später noch eingehen werden. Beim russi-
schen Erdölexport in die baltischen Länder
war es dagegen mehrfach zu Unterbrechun-
gen gekommen. 2002 begann Transneft sei-
nen Öltransit über den lettischen Ölhafen
Ventspils einzustellen, der ab 2003 ganz zum
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• Könnte Russland durch seine Position
als Energieversorger dieser Länder eine
Hinwendung der GUS-Staaten Ukraine,
Moldova, Georgien, vielleicht auch ei-
nes Tages von Belarus zum Westen blo-
ckieren?

• Könnte in einer derartigen Auseinander-
setzung auch die Versorgung Europas
mit russischen Energielieferungen
zumindest zeitweilig unterbrochen wer-
den?

• Welchen Hintergrund hat die Expansion
russischen Kapitals in die Energiesek-
toren der südkaukasischen und zentral-
asiatischen GUS-Staaten?

Die beiden ersten Fragen berühren die Be-
deutung des leitungsgebundenen Energie-
handels zwischen Russland und den euro-
päischen Ländern. Während der größte Teil
europäischer Erdölimporte auf dem Seeweg
abgewickelt wird, erfolgt der überwiegen-
de Teil seiner Erdgasimporte über Pipelines.
Diese verlaufen über Transitstaaten, die
gleichzeitig unter Russlands wirtschaftli-
chem und politischem Einfluss stehen. Da-
mit stellt sich nicht nur die Frage einer quan-
titativen Energieabhängigkeit Europas von
Russland, sondern auch die der Zuverläs-
sigkeit des Transits für die Versorgungs-
sicherheit bzw. Energiesicherheit Europas.6

wurden, nachdem Gasprom seine Lieferun-
gen gedrosselt hatte. 1993 schlug Gasprom
zum ersten Mal vor, das Vermögen von Bel-
transgas zu pachten und dafür eine Liefer-
garantie von russischem Gas an Belarus ab-
zugeben. Das weißrussische Parlament war
jedoch nicht zu einer Ratifizierung dieses
Abkommens bereit.8 In den Folgejahren
stiegen die Schulden aus russischen Gas-
lieferungen weiter an, jedoch verzichtete
Gasprom auf Druckmittel gegenüber Bela-
rus. Dies hing damit zusammen, dass Russ-
land ab 1994 eine Währungsunion mit Bela-
rus sowie die unentgeltliche Stationierung
russischer Truppen vereinbarte. Außerdem
beabsichtigte Gasprom den Bau der Jamal-
Pipeline und war daher an Spannungen mit
Belarus nicht interessiert. Erst 1997 erhöh-
te Gasprom den Druck auf Belarus, weil es
seinerseits von der russischen Regierung
zur Zahlung überfälliger Steuern gezwun-
gen wurde. 1999 konnte Belarus erreichen,
dass für Gaslieferungen von Gasprom der
russische Inlandspreis berechnet werden
sollte. Dadurch musste Gasprom den Preis
von 40 US-$ pro 1.000 m³ auf 30 $ reduzie-
ren. 2003 nahm die Schärfe der Auseinan-
dersetzungen zwischen Beltransgas und
Gasprom wieder zu: Beltransgas bezahlte
nur einen geringen Teil des gelieferten Ga-
ses, Gasprom reduzierte seine Lieferungen
und die privaten Gashändler Itera sowie
Transnafta sprangen als Lieferanten ein,
jedoch zu erhöhten Preisen. Für 2004 ver-
langte Gasprom 50 US-$ pro 1.000 m³, wor-
auf Belarus nicht einging. Daher lieferte
Gasprom ab dem 18. Februar 2004 kein Gas
mehr an Belarus, gleichzeitig stellten Trans-
nafta und Itera ihre Lieferungen wegen Zah-
lungsrückständen ebenfalls ein. Daraufhin
entnahm Beltransgas einen Teil des für den
Transit nach Westen bestimmten Gases.
Gasprom nahm seine Lieferungen am fol-
genden Tag wieder auf, dennoch führte die
erste Unterbrechung der Transitlieferungen
seit dem Beginn des Gasgeschäftes mit
Russland in den europäischen Abnehmer-
ländern zu Besorgnis. Insbesondere in Po-
len, das zwei Tage lang von der Gasversor-
gung abgeschnitten war, wird seither ver-
stärkt über Alternativen zur Gasversorgung
aus Russland nachgedacht.9

Mitte 2004 wurde folgende (vorläufige)
Lösung des Gasstreits gefunden: Gasprom
berechnete einen auf 47 US-$ pro 1.000 m³
erhöhten Preis, gleichzeitig wurde die in
Belarus geltende sehr niedrige Transitge-
bühr von 0,55 $ pro 100 km auf 0,75 $ er-
höht. Gasprom gelang es lange nicht, ge-
genüber Beltransgas einen höheren als den
kaum kostendeckenden russischen Inlands-

preis durchzusetzen, weil Präsident Luka-
schenko den Gasdisput erfolgreich auf die
politische Ebene verlagern konnte. Er brach-
te die Stationierung russischer Truppen, die
Währungsunion mit Russland, die Rus-
sisch-weißrussische Union sowie den ge-
meinsamen Wirtschaftsraum erfolgreich ins
Spiel. Außerdem konnte Belarus den Bau
der Jamal-Pipeline sowie den Gastransit
durch diese bzw. die andern nach Westen
führenden Pipelines als Druckmittel einset-
zen.

Die Bestrebungen von Gasprom, zum
Ausgleich für eine Vorzugsbehandlung von
Belarus Anteile am weißrussischen Gas-
transportnetz zu erhalten, waren bis Anfang
2006 erfolglos geblieben. Im April 2006
machte Gasprom jedoch klar, dass es Bela-
rus, wie die anderen GUS-Staaten, nicht län-
ger subventionieren wolle und verlangte
einen Gaspreis von 200 US-$ pro 1.000 m³ –
vergleichbar mit dem Preis, den es der Uk-
raine berechnet (230 US-$ pro 1.000 m³). Prä-
sident Lukaschenko traf sich daraufhin mit
Putin am 28. 4. 2006 und gab seine Zustim-
mung zu einer 50%-Beteiligung von Gas-
prom an Beltransgas. Gleichzeitig sollte
Beltransgas einen 25%-Anteil an einem
nicht näher spezifizierten russischen Gas-
feld erhalten.10 Diese Regelung sichert,
wenn sie wirklich zustande kommt, Belarus
preiswertes Erdgas aus Russland und ver-
hindert so einen Kollaps der gasintensiven
weißrussischen Wirtschaft. Für Gasprom
steht die Sicherheit des Gastransits im Vor-
dergrund, der bei weiter steigendem Gas-
absatzpreis in Europa immer wichtiger und
wertvoller wird. Durch die Beteiligung an
Beltransgas, das die Jamal-Pipeline tech-
nisch betreibt, erhält Gasprom eine noch
bessere Kontrolle über die Transitpipeline.
Auf den Wunsch der belarussischen Seite,
nun auch den zweiten Strang der Jamal-
Pipeline in Angriff zu nehmen, ging Gas-
prom bis 2006 jedoch nicht ein. Stattdes-
sen konzentriert man sich derzeit auf den
Bau der Ostsee-Pipeline und behält sich die
Erweiterung der Blue-Stream-Pipeline
durch das Schwarze Meer in die Türkei vor.
Damit erhielte Gasprom die Möglichkeit, bei
Problemen beim Landtransit Erdgasliefe-
rungen auf Pipelines umzuleiten, die nicht
durch Transitstaaten führen.

Belarus

In Belarus spielt der Energieverbrauch die
wichtigste Rolle, denn das Land besitzt

außer Torf und Wasserkraft keine nennens-
werten Primärenergieträger und auch keine
Kernkraftwerke. Zwar wird Erdöl in hohem
Umfang importiert (2005: 19 Mio. t), doch
dient dieses überwiegend der Herstellung
von Petroleumprodukten für den Export. Bei
der Elektrizitätserzeugung wird zu 95 % Erd-
gas eingesetzt. Da Belarus, wiederum
anders als die Ukraine, über keine nennens-
werte eigenen Erdgasvorkommen verfügt,
müssen rund 99 % des verbrauchten Erd-
gases importiert werden. Die eingeführte
Menge, rund 20 Mrd. m³ (Tendenz stei-
gend), liegt mit rund 2.000 m³ pro Einwoh-
ner und Jahr deutlich über dem entspre-
chenden Wert der Ukraine (1.200 m³) bzw.
Deutschlands (1.100 m³).7

Das Verhältnis der sich politisch nahe
stehenden slawischen Nachbarstaaten
Belarus und Russland gestaltete sich we-
gen der Gasfrage schwierig und sehr wech-
selhaft. Seit seiner Unabhängigkeit im Jahr
1991 steht Belarus vor dem Problem, seine
Gasrechnung in Russland bezahlen zu müs-
sen. Schon Mitte 1993 hatten sich Gasschul-
den in der Höhe von 100 Mio. US-$ ange-
häuft, die durch einen IWF-Kredit getilgt

Ukraine

Die Probleme beim Gastransit durch die
Ukraine waren auf die Verknüpfung der

Transitfragen mit der Gasversorgung der
Ukraine zurückzuführen. Da sowohl die In-
dustrie einschließlich der Elektrizitätserzeu-
gung als auch der kommunale Versorgungs-
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bereich in den siebziger und achtziger Jah-
ren von Kohle- auf Gasbefeuerung umge-
stellt worden waren, hat die Ukraine aus
der sowjetischen Periode ein stark auf Erd-
gasverbrauch ausgerichtetes Energiesys-
tem geerbt.11 In den neunziger Jahren be-
trug der Inlandsverbrauch zwischen 70 und
80 Mrd. m³ pro Jahr. Die Ukraine verbrauchte
damit pro Einwohner fast doppelt so viel
Erdgas wie die Bundesrepublik Deutsch-
land. Bezogen auf das ukrainische Brutto-
inlandsprodukt ist der Erdgasaufwand
mehrfach so hoch wie in Westeuropa.12 Da
fast drei Viertel des verbrauchten Erdgases
importiert werden müssen, hat der Preis, zu
dem Erdgas aus Russland sowie aus Zen-
tralasien importiert wird, großen Einfluss
auf die ukrainische Wirtschaftslage.

Bis 1993 lag der Preis für von Gasprom
geliefertes Erdgas bei 42 US-$ pro 1.000 m³,
das war etwa die Hälfte des Preises, der
westeuropäischen Kunden berechnet wur-
de. Gleichzeitig führte Gasprom für den
Gastransit durch die Ukraine nur einen ge-
ringfügigen Betrag von 0,27 US-$ pro 1.000
m³ und 100 km ab. Bereits seit Anfang der
neunziger Jahre geriet die Ukraine mit der
Bezahlung der Gaslieferungen in Verzug,
was im Oktober 2002 erstmals zu Lieferkür-
zungen durch Gasprom führte, die sich in
den Folgejahren wiederholen sollten. Als
Reaktion darauf entnahm die Ukraine Gas
aus den Transitpipelines, wodurch die mit
den ost- und westeuropäischen Abneh-
mern vereinbarten Liefermengen unterschrit-
ten wurden. Schon damals war die Rede vom
Übergang zu Weltmarktpreisen sowohl für
die russischen Lieferungen als auch für die
Transitentgelte.13

Sich anhäufende Schulden der Ukraine
für Gaslieferungen, Verringerung der Gas-
liefermengen durch Gasprom, Vereinbarun-
gen zwischen der Ukraine und Russland
sowie erneute Zahlungsrückstände der
ukrainischen Seite wechselten sich ab. 1999
übertrug Gasprom den Gashandel zwischen
den zentralasiatischen Lieferanten und der
Ukraine an Zwischenhändler (1999 Itera,
2003 Eural Trans Gas, seit 2004 RosUkr-
Energo), zu denen angeblich auch Gas-
prom-Manager gehörten.14 Daneben wur-
de russisches Gas als Naturalentgelt für den
Gastransit geliefert.15 Sowohl der Gastran-
sit durch die Ukraine als auch die Gasver-
sorgung durch Gasprom bzw. Russland
wurden zwischen 1994 und 2004 in einer
Reihe von Abkommen geregelt, die sich
zwar ergänzten, jedoch auch Raum für In-
terpretationen offen ließen. Die Vielzahl von
Abkommen überdeckt allerdings grund-
sätzliche Schwächen der Regelungen: Es

wurde keine Grundlage für einen langfristi-
gen Interessensausgleich geschaffen, wie
er z.B. in den Langfristverträgen zwischen
europäischen Kunden von Gasprom durch
die Bindung des Erdgasbezugspreises an
den Ölpreis besteht.

Nachdem die Verhandlungen zwischen
der ukrainischen Seite (der nationalen Gas-
gesellschaft Naftohaz Ukrajiny bzw. der uk-
rainischen Regierung) sowie Gasprom über
die Verlängerung der entsprechenden Ab-
kommen für 2006 ergebnislos geblieben
waren, stoppte Gasprom mit 1. Januar 2006
die Binnenversorgung der Ukraine, was sich
jedoch nicht auf den Gastransit nach Euro-
pa auswirken sollte. Daraufhin entnahm die
Ukraine Gas, das für den Transit bestimmt
war, was einen Druckabfall in den nach
Westen führenden Fernpipelines zur Folge
hatte.

Die westliche Öffentlichkeit nahm Par-
tei für die Ukraine und unterstellte Russ-
land einen Missbrauch von „Erdgas als
Waffe“, um die Ukraine für die orangene
Revolution zu bestrafen – eine einseitige
Interpretation. Es gibt eine alternative öko-
nomische Erklärung, die sich ebenso gut
mit den Fakten vereinbaren lässt, wie die
politische Auffassung: Der der Ukraine von
Gasprom berechnete Preis von 50 US-$ pro
1.000 m³ war Mitte der neunziger Jahre ein-
geführt worden, als der europäische Export-
preis bei 70 US-$ pro 1.000 m³ lag und damit
unter Berücksichtigung der Transportent-
fernungen angemessen war. Er stellte an-
gesichts des bis 2005 auf 220-250 US-$ pro
1.000 m³ gestiegenen „europäischen“ Prei-
ses eine Subvention der ukrainischen Wirt-
schaft dar, für die es aus Sicht von Gas-
prom keine Notwendigkeit gab. Es war
allerdings ein Armutszeugnis für beide Sei-
ten, dass Gasprom und die ukrainische Sei-
te im Verlauf des Jahres 2005 keine Einigung
über einen neuen Gaspreis bzw. das Tran-
sitentgelt erzielen konnten, sondern auf eine
Konfrontation zusteuerten, die Dritte – so-
wohl die europäischen Gaskunden Russ-
lands, als auch die ukrainische Bevölkerung
– in Mitleidenschaft zog.

Der Prestigeverlust für die russische
Führung, die sich 2006 als verlässliche
Energiegroßmacht präsentieren wollte, war
erheblich und beschleunigte möglicher-
weise die Verhandlungen, die am 4. Januar
2006 zu einem neuen Abkommen führten.16

Demnach werden Gastransit und Binnen-
versorgung der Ukraine nunmehr getrennt
geregelt. Für den Gastransit entrichtet Gas-
prom in der Periode 2006 bis 2011 eine Ge-
bühr (1,6 US-$ pro 1.000 m³ und 100 km Tran-
sitstrecke). Die Gasversorgung der Ukraine

geschieht durch den Zwischenhändler Ro-
sukrenergo, der sowohl russisches Erdgas
(zum „Weltmarktpreis“ von 230 US-$ pro
1.000 m³) als auch zentralasiatisches Gas (für
50–60 US-$ pro 1.000 m³) einkauft und an
die ukrainische Gasgesellschaft für 95 US-
$ pro 1.000 m³ weitergibt. Zwar war die Gül-
tigkeit dieser Vereinbarung ursprünglich nur
auf das erste Halbjahr 2006 begrenzt, doch
scheint die ukrainische und russische Sei-
te Interesse daran zu haben, sie bis Ende
2006 beizubehalten und einen neuen „Gas-
krieg“ zu vermeiden.

Dass die Transitgebühr auf fünf Jahre
festgelegt bleibt und überdies verhältnis-
mäßig niedrig angesetzt ist, könnte sich für
die Ukraine als nachteilig erweisen. Wenn
Rosukrenergo den Preis, zu dem es die Uk-
raine beliefert, erhöhen sollte, würde sich
die Gasrechnung für die Ukraine ungünsti-
ger gestalten, da die Einnahmeseite mittel-
fristig fixiert ist. Dass Gasprom seinen Preis
(230 US-$ pro 1.000 m³) bald anhebt, ist
allerdings eher unwahrscheinlich, weil Gas-
proms Hauptziel, die Zugrundelegung von
„Weltmarktpreisen“, erreicht ist und dort
kein Interesse an einer neuerlichen Aufla-
ge des „Gaskriegs“ bestehen dürfte.

Die große Unbekannte in der ukraini-
schen Gasrechnung ab 2006 wird das Gas
aus Zentralasien und vor allem dessen Preis
sein. Da dieses vorwiegend aus Turkme-
nistan kommen wird, hängt alles von dem
Verhalten des seit 1990 das Präsidentenamt
bekleidenden turkmenischen Herrschers Sa-
parmurat Nijasov („Turkmenbaschi“) ab.
Dieser versuchte in der Vergangenheit
mehrmals gegenüber Russland, aber auch
gegenüber der Ukraine, einen höheren Gas-
preis durchzusetzen, was regelmäßig daran
scheiterte, dass es für turkmenisches Erd-
gas bislang keine nennenswerten Alterna-
tiven als die Belieferung Russlands bzw. der
Ukraine und von Belarus sowie den Tran-
sit durch das Gasprom-Netz gibt. Es ergibt
sich eine Interessenidentität zwischen
Russland bzw. Gasprom sowie Ukraine und
Belarus, die alle an einem niedrigen Preis
für das turkmenische Gas interessiert sind.
Sowohl für Russland als auch für die Ukrai-
ne und Belarus ist ein Bezugspreis für Erd-
gas unter 100 US-$ pro 1.000 m³ für ihre
weithin veralteten und energieintensiven
Industriebetriebe lebensnotwendig. So lan-
ge Turkmenistan über keine alternativen
Abnehmer für sein Gas verfügt (d.h. so lan-
ge keine Pipelines von Turkmenistan nach
Europa und China bzw. Pakistan/Indien
bestehen) ist es gezwungen, auf die Preis-
vorstellungen seiner GUS-Nachbarn einzu-
gehen. Die Ukraine kann daher noch für ei-
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nige Jahre darauf hoffen, dass sie von Turk-
menistan – über Rosukrenergo – weiterhin
mit relativ billigem Erdgas beliefert werden
wird.

Moldova

Moldova ist bei Erdölprodukten und
Erdgas vollständig von Russland ab-

hängig.17 Mit Erdgas wird es durch Pipe-
lines versorgt, die aus der Ukraine kommen.
Weil die nationale Gasgesellschaft Moldo-
vaGaz mehrfach mit der Bezahlung der Gas-
rechnungen im Rückstand war, unterbrach
Gasprom seine Belieferung. Vor allem we-
gen Zahlungsrückständen der Industrie ist
Moldovagaz bei Gasprom mit 300 Mio. US-
$ verschuldet. Die Verschuldung von Trans-
nistrien gegenüber Gasprom überschreitet
eine Mrd. US-$.18 Auf den Vorschlag der
russischen Seite, Schulden gegen Eigentum
am Gasnetz zu tauschen, ging man nicht ein.
Gasprom ist mit 50 % plus einer Aktie an
MoldovaGaz beteiligt, der Anteil der Re-
publik Moldova beträgt 35,33 %, derjenige
Transnistriens 14,44 %. Der Rest gehört Pri-
vatpersonen, darunter leitenden Angestell-
ten von Gasprom. 2005 übertrug Transnis-
trien seine Anteile an Gasprom, die Trans-
aktion hat jedoch noch keine Rechtskraft.19

Gasprom strebt die Übernahme von Mol-
dovaGaz an.

Nachdem der Gaspreis für Moldova län-
gere Zeit 80 US-$ betragen hatte, erhöhte
Gasprom ihn zum 1.1.2006 auf 110 US-$ und
zum 1.7.2006 auf 160 US-$. Damit liegt der
Preis für russisches Gas zwar deutlich unter
dem, den Gasprom der Ukraine berechnet
(230 US-$), ist für Moldova unter den gege-
benen Umständen eines exzessiven Ver-
brauchs wirtschaftlich aber kaum tragbar. Die
Regierung Moldovas, die weitere Gaspreis-
erhöhungen befürchtet, möchte wenigstens
den Gaspreis für mehrere Jahre bei 160 US-$
einfrieren. Gleichzeitig will sie einer Erhöhung
der Beteiligung von Gasprom an Moldav-
gaz von 50 % auf 100 % nicht zustimmen.
Während Belarus und die Ukraine gegenü-
ber Gasprom bzw. der russischen Seite ihr
Gewicht als bedeutsame Transitländer ent-
gegensetzen können, ist Moldova ein un-
gleich schwächerer Verhandlungspartner.
Langfristig könnte es aber von einem EU-
Beitritt Rumäniens und einer stärkeren wirt-
schaftlichen Verflechtung mit der EU profi-
tieren und möglicherweise nach dem Bau der
Nabucco-Pipeline von dort mit Erdgas ver-
sorgt werden.

außer Wasserkraft, aus der 75 % seiner Elek-
trizität erzeugt werden. Es benötigt darüber
hinaus Erdgas, das aus Russland, Kasachs-
tan und Turkmenistan über Gasprom-Pipe-
lines importiert wird.20 Wegen Zahlungs-
rückständen kam es mehrfach zu Lieferun-
terbrechungen durch Gasprom, das seinen
Preis für Gaslieferungen zum 1. 1. 2006 auf
110 US-$ pro 1.000 m³ angehoben hat. Mit
dem 2006 beginnenden Bau der Südkauka-
sischen Gaspipeline von Baku ins türkische
Erzerum, die entlang der Baku-Tbilissi-Cey-
han Ölpipeline (BTC) verlaufen wird, er-
hält Georgien Erdgas aus Aserbaidschan
und wird damit von Gaslieferungen aus
Russland zunehmend unabhängig werden.
Im Elektrizitätsbereich hat 2003 die russi-
sche AG „Vereinigte Energiesysteme“ (RAO
UES) 75 % des Elektrizitätsnetzes der Haupt-
stadt Tbilissi von einer erfolglos gebliebe-
nen amerikanischen Firma übernommen.
Der russische halbstaatliche Energiekon-
zern kontrolliert damit ein Viertel der Elek-
trizitätserzeugung und 35 % der Stromver-
teilung in Georgien. Insgesamt kann – im
Gegensatz zu geäußerten Befürchtungen –
von einem übergroßen Einfluss russischen
Kapitals auf den nach Westen orientierten
Staat, der einen EU-Beitritt anstrebt, keine
Rede sein.

Armenien

Armenien ist, wie Georgien, auf Gas-
importe angewiesen und sieht sich wie

dieses mit Preiserhöhungen durch Gasprom
konfrontiert. Während aber im Falle Geor-
giens über politische Hintergründe für rus-
sische Gaspreiserhöhungen spekuliert wer-
den konnte, liegt dies beim russlandfreund-
lichen Armenien (es schuldet Russland
„Dankbarkeit“ für dessen waffentechnische
Unterstützung im Krieg gegen Aserbaid-
schan und hat daher unentgeltlich auch
eine russische Militärbasis errichtet) nicht
nahe. In Armenien ist, mehr noch als in an-
deren GUS-Staaten, eine Expansion russi-
schen Kapitals aus eindeutig kommerziel-
len Motiven zu beobachten: Das armeni-
sche Kernkraftwerk Metsamor und große
Teile der Elektrizitätsinfrastruktur gingen
zur Abgeltung von Schulden an Gasprom
über. Nachdem Gasprom seinen Preis zum
Jahresanfang 2006 von 56 US-$ pro 1.000
m³ auf 110 US-$ pro 1.000 m³ erhöht hatte
und weitere Preiserhöhungen zu befürch-
ten waren, wurde im Tausch gegen armeni-
sche Aktiva (5. Block des Gaskraftwerks
Hrazdan) Preisstabilität bis 2009 verein-
bart.21 Gasprom übernimmt durch die von
ihm kontrollierte armenische Energiegesell-
schaft ArmRosGaz außerdem den Bau und

Betrieb der Gaspipeline Iran-Armenien auf
armenischem Territorium. Damit wird
allerdings die von Armenien gewünschte
Diversifizierung der Gasimporte aufgege-
ben und der Plan einer Weiterführung die-
ser Pipeline durch Georgien und das
Schwarze Meer in die Ukraine obsolet.

Aserbaidschan

Da die politischen Beziehungen zwi-
schen Russland und Aserbaidschan

im Zusammenhang mit dem Krieg um Na-
gornyj-Karabach, in dem Russland Arme-
nien unterstützt hatte, angespannt waren,
blieb Russlands Einfluss auf den Energie-
sektor Aserbaidschans in den neunziger
Jahren begrenzt. 1994 gelang es Aserbaid-
schan, zugleich zehn westliche Ölfirmen wie
auch Russlands Lukoil in einem „Jahrhun-
dertvertrag“ zur Ausbeutung von drei Öl-
vorkommen im kaspischen Meer zusam-
menzuführen.22 Für den Öltransport wur-
de 1999 die Pipeline von Baku zum georgi-
schen Schwarzmeerhafen Supsa und 2006
die BTC eröffnet, letztere unter Kontrolle
der britischen BP stehend. Parallel zur BTC
befindet sich eine Gaspipeline nach dem tür-
kischen Erzerum in Bau. Die aserbaidscha-
nischen Großprojekte im Erdöl- und Erdgas-
sektor sind somit Russlands Einfluss ent-
zogen. Nur ein Verbund der Elektrizitätsnet-
ze Russlands, Aserbaidschans und des Iran
wird auf Grund eines Vertrags aus dem Jahr
2004 vorangetrieben.23

Usbekistan

In Usbekistan, das wegen seiner reichen
Erdöl- und Erdgasvorkommen bei Ener-

gie Selbstversorger ist, sind sowohl Gas-
prom als auch Lukoil an der Erschließung
von Erdgas- und Erdölfeldern mit Investiti-
onen in Milliardenumfang beteiligt. Gas-
prom will zudem eine Beteiligung an Usbe-
kistans nationaler Gasgesellschaft erwer-
ben. Nachdem der usbekische Präsident
Karimow den US-amerikanischen und eu-
ropäischen Demokratisierungsvorstellun-
gen eine Absage erteilt hat, ist eine politi-
sche wie wirtschaftliche Annäherung Tasch-
kents an Moskau zu beobachten.

Georgien

Georgien verfügt über keine nennens-
werten heimischen Energieressourcen

Kasachstan

Kasachstan, der ressourcenreichste
GUS-Staat, versteht es, gleichzeitig

mit Russland auf politischem wie wirtschaft-
lichem Gebiet zu kooperieren und sich Hand-
lungsspielraum auch in Richtung Westen
und Osten (China) zu bewahren. Begleitet
von zähen Verhandlungen mit Russlands
Transneft erhielt es mit der Caspian Pipe-
line Consortium eine Pipeline nach Novo-
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rossijsk und somit eine Exportmöglichkeit
für sein Erdöl aus dem westkasachischen
Tengis-Feld auf den Weltmarkt.24 Seit 2006
steht Kasachstan mit der BTC-Pipeline ein
weiterer Exportweg offen, der russisches
Territorium vermeidet. Mit Rücksicht auf
Russlands Widerstand gegen Unterwasser-
Pipelines für Gas und Öl durch das Kaspi-
sche Meer begnügt sich Kasachstan jedoch
vorerst mit dem Transport durch kleine Öl-
frachter nach Baku. Die kasachische Gas-
und Ölgesellschaft geht Kooperationen mit
russischen Ölgesellschaften wie Rosneft
und Lukoil zur Entwicklung von Ölfeldern
ein. Gleichzeitig erhält China Konzessionen
zur Erdgas- und Erdölförderung sowie zum
Bau einer Erdgaspipeline von Westka-
sachstan nach der westchinesischen Pro-
vinz Xinjiang.

Turkmenistan

Turkmenistan besitzt nach Russland die
umfangreichsten Gasvorräte aller GUS-

Staaten. Es exportiert Erdgas über das Gas-
prom-Netz nach Russland und weiter in die
Ukraine und nach Belarus. Ein direkter Ex-
portweg zu zahlungskräftigen europäischen
Kunden steht ihm jedoch nicht offen, da
Gasprom diesen Markt für sich reserviert hat.
Der Iran, selbst reich an Erdgas, nimmt zwar
Turkmenistan einige Mrd. mł Ergas zur Ver-
sorgung seiner Nordregion ab und gestattet
die Durchleitung von turkmenischem Erd-
gas in die Türkei und nach Armenien, doch
konnte Turkmenistan bislang keine Haupt-
exportpipeline Richtung Süden bzw. Wes-
ten realisieren. Grund war vor allem das ge-
schickte Taktieren von Gasprom: Die russi-
sche Firma konnte sich mit der Blue-Stream
Gaspipeline durch das Schwarze Meer den
türkischen Markt reservieren, weswegen
Turkmenistans Pläne für eine West-Pipeline
Iran-Türkei-Europa in der Schublade blieben.
Selbst die bescheidene Gaspipeline nach
Armenien (die allerdings später hätte erwei-
tert werden können) hat Gasprom auf dem
armenischen Abschnitt unter seine Kontrolle
gebracht. Da Russland über den Transit von
turkmenischem (sowie sonstigem zentralasi-
atischen) Erdgas in die westliche GUS (Bela-
rus, Ukraine, Moldova) verfügt, kann es auch
auf den Preis Einfluss nehmen, den Turkme-
nistan seinen Abnehmern berechnet und
befindet sich hierbei in einer Interessenkoa-
lition mit diesen. Russland nimmt
andererseits keinerlei Anstoß an dem bizar-
ren und autoritären Regierungsstil des
„Turkmenbaschi“, wie es auch Usbekistans
Führung nicht für Menschenrechtsverstö-
ße kritisiert. Hier wird Gas gegen politische
Loyalität getauscht.

Kirgistan

Kirgistan verwendet eigene sowie aus
Kasachstan importierte Kohle zur Elek-

trizitätserzeugung. Darüber hinaus impor-
tiert das Land Erdgas aus Usbekistan und
Kasachstan. Wegen Zahlungsverzögerun-
gen, aber auch weil Kirgistan Flüchtlinge
des Andischan-Massakers (Mai 2005) nicht
an Usbekistan überstellte, unterbrach Us-
bekistan seine Gaslieferungen an das Nach-
barland. Russlands Einfluss in Kirgistan er-
höhte sich durch das Engagement des rus-
sischen Stromkonzerns RAO UES, der in
Südkirgistan Wasserkraftwerke baut und
das Land an einen GUS-weiten Elektrizitäts-
verbund anschließt. Außerdem erwarb Gas-
proms Tochterunternehmen Gazprom Neft
Beteiligungen am kleinen Ölsektor Kirgis-
tans.

eingesetzt hatte, kam jedoch wegen russi-
scher Bedenken lange nicht voran. Die rus-
sische Seite befürchtete, mit einer nur nach
China verlaufenden Pipeline einem Preis-
diktat des chinesischen Partners ausgelie-
fert zu werden und zog eine Pipeline nach
Japan mit Abzweigung nach China vor. Die
Japan-Pipeline wurde 2006 begonnen.
Wann die China-Abzweigung gebaut wer-
den wird, ist noch offen. Um dennoch die
„strategische Partnerschaft“ Russlands mit
China zu untermauern, bot Putin eine Erd-
gaspipeline aus Westsibirien ins westliche
China an. Diese „Altai-Pipeline“ ist
allerdings ebenfalls eine Verlegenheitslö-
sung, denn sie ersetzt zunächst den Bau
einer Erdgaspipeline aus dem näher zu den
chinesischen Verbrauchszentren gelegenen
ostsibirischen Kovykta-Gasfeld nach Nord-
china. Da dieses dem russisch-britischen
Gemeinschaftsunternehmen TNK-BP ge-
hört, legt Gasprom dem Bau der Pipeline
und damit der Entwicklung von Kovykta
Steine in den Weg.25

Die russische Energiepolitik gegenüber
China und Asien hinterlässt somit eher den
Eindruck der Konzeptionslosigkeit als den
einer ausgeklügelten geopolitischen Stra-
tegie.

Russlands
Energiebeziehungen –
Business oder Politik?

Die Beziehungen Russlands bzw. der
russischen Energieunternehmen zu

den GUS-Staaten lassen sich nicht auf einen
einfachen Nenner bringen. Technische Rati-
onalität, kommerzielle Aktionen und politi-
sche Konstellationen haben je nach den be-
sonderen Verhältnissen in den einzelnen
Staaten einen mehr oder weniger starken Ein-
fluss russischen Kapitals und damit auch der
russischen Politik zur Folge.

Die russischen Unternehmen des Ener-
giebereichs sind vor allem am europäischen
Absatzmarkt, der eine langfristig steigende
und berechenbare Nachfrage zu attraktiven
Preisen bedeutet, interessiert. Ihr Einfluss auf
die Staatsführung sollte nicht unterschätzt
werden. Keinesfalls kann davon ausgegan-
gen werden, dass die Energiewirtschaft ein
williger Handlanger für machtpolitische Am-
bitionen des Kremls ist, wenn sie den Ge-
schäftsinteressen dieser zunehmend inter-
national agierenden Konzerne nicht entspre-
chen würde. Daher kann mit Kontinuität der
Energiebeziehungen zu Europa gerechnet
werden, auch wenn sich das politische Kli-
ma zeitweilig abkühlen sollte. Zwar behaup-
tet kaum jemand, dass Russland plant, west-

Tadschikistan

Russland hat einen Teil der Staatsschul-
den Tadschikistans durch Beteiligun-

gen an seinem Energiesektor, in dem Was-
serkraftwerke dominieren, kompensiert.
RAO UES beteiligt sich an der Errichtung
von Wasserkraftwerken, durch die das
Land in die Lage versetzt wird, Elektrizität
zu exportieren. Im Falle von Tadschikistan,
wie auch Kirgistans, ist schwer vorstellbar,
dass nichtrussische Unternehmen sich für
die Erneuerung und den Ausbau des Ener-
giesektors engagieren würden. Daher ist
das Engagement von RAO UES praktisch
ohne Alternative.

Russlands
Energiebeziehungen

zu China/Asien

Asien und insbesondere die VR China
und Indien werden nicht nur zu den

größten Volkswirtschaften der Welt aufstei-
gen, sondern auch die Energiemärkte der
Zukunft dominieren. Alleine Chinas steigen-
der Einfuhrbedarf an Erdöl könnte den Öl-
markt der Zukunft weitgehend bestimmen.
Russland bietet sich für China als Alterna-
tive zum Nahen Osten an, von wo aus das
Land überwiegend mit Erdöl beliefert wird
und von wo es auch künftig Erdgas (in Form
von Flüssiggas) beziehen möchte.
Allerdings hat China auch schon konkrete
Schritte unternommen, um seine Energie-
beziehungen mit Kasachstan und Turkme-
nistan auszubauen.

Seit 1992 diskutieren Russland und Chi-
na über den Bau einer Ölpipeline aus dem
russischen Ostsibirien nach Nordchina. Das
Projekt, für das sich auch Chodorkowskij
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liche Staaten bzw. Europa mit der „Energie-
waffe“ zu bedrohen, jedoch wird weithin
unterstellt, dass es seine Energiepolitik auch
mit dem Ziel betreibe, seinen Einfluss in der
GUS zu wahren. Als Beweis dafür werden
die Lieferunterbrechungen und andere „Zwi-
schenfälle“ angeführt, die es seit Beginn der
neunziger Jahre gegenüber den „schwieri-
gen“ Nachbarstaaten Belarus, der Ukraine
und Moldova gab.

Gegen diese Argumentation muss vor al-
lem eingewandt werden, dass es nicht ohne
weiteres zulässig ist, Maßnahmen russischer
Unternehmen als (politisch motivierte)
Schritte des Kremls zu interpretieren. Dies
gilt sogar, wenn es sich dabei um staatliche
oder halbstaatliche Firmen handelt, denn es
ist keineswegs gesagt, dass deren Aktionen
einen politischen Hintergrund haben, auch
wenn sie vom russischen Präsidenten ge-
nehmigt werden (wie dies z.B. bei der Gas-
abschaltung für die Ukraine am Jahresanfang
2006 der Fall war). Man kann umgekehrt
davon ausgehen, dass die russischen Ener-
gieunternehmen eigene Ziele verfolgen und
sich dafür politische Rückendeckung beim
Kreml verschaffen. In diesem Zusammen-
hang wird ein methodisches bzw. analyti-
sches Problem deutlich: Die „wahren“ Be-
weggründe der russischen Akteure (Ener-
gieunternehmen, Kreml) können nicht ohne
weiteres aus den Ereignissen abgelesen
werden. Bei der Diskussion um den Einsatz
von „Energie als Waffe“ (in der immer un-
terstellt wird, dass die Waffe in Händen des
russischen Staates liege), wird übersehen,
dass die Konsequenzen für die betroffenen
Staaten dieselben sind bzw. wären, wenn
„nur“ kommerzielle Motive dahinter stün-
den. Das Argument, dass Russland seine
Energieexporte als „strategische Waffe“
betrachtet, die zwar – ähnlich wie Atom-
waffen – nicht eingesetzt, sondern als Droh-
potential in Reserve gehalten wird, kann
sich auch auf Äußerungen russischer Poli-
tiker stützen, was aber noch kein schlagen-
der Beweis ist. Gegen dieses Argument
spricht, dass Russland seine Integration in
die Weltwirtschaft vorantreibt und sich da-
mit selbst für Abwehrreaktionen anfällig
macht. Nur ein wirtschaftlich autonomer
Staat, der überdies auf das Wohlergehen
seiner Bevölkerung keine Rücksicht zu neh-
men braucht, könnte nämlich seine Haupt-
exportprodukte gemäß geopolitischen Vor-
stellungen umlenken oder den Export ein-
stellen. Energie ist „eine stumpfe Waffe,
schwer zu steuern, oft uneffektiv, und schä-
digt gewöhnlich denjenigen, der sie führt,
genauso oder sogar noch mehr als den, ge-
gen den sie gebraucht wird“.26
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